
sehen Demokratischen Republik Rechnung trägt Die 
Produktionsbefehle und straffe Zentralisierung der Lei­
tung der Produktion in den Anfängen der Planung und 
der Leitung der Volkswirtschaft entsprachen dem 
damaligen Stand der Entwicklung der Produktivkräfte. 
Mit der Entwicklung des sozialistischen Bewußtseins 
bei großen Teilen der Werktätigen und ihrer Fähigkeit, 
die sozialistische Wirtschaftsführung immer wissen­
schaftlicher zu organisieren, wurden während des ersten 
Fünf jahrplanes bis heute viele Aufgaben, die in zen­
traler Hand lagen, in die Verantwortung der örtlichen 
Machtorgane des Staates und der Betriebe gegeben.

Durch die Auflösung der Industrieministerien und die 
damit verbundene Aufgabenstellung der Staatlichen 
Plankommission als des zentralen Organs des Minister­
rats der Deutschen Demokratischen Republik für die 
Planting und Leitung der Volkswirtschaft sowie für die 
Kontrolle der Durchführung der Pläne wird die Wissen­
schaftlichkeit des gesamten Planungssystems erhöht.

Das vorliegende Gesetz sieht eine Erhöhung der Ver­
antwortung der Staatlichen Plankommission vor bei„ 
gleiahzeitiger größerer Eigenverantwortlichkeit der Ver­
einigungen Volkseigener Betriebe sowie der Organe der 
Bezirke und Kreise. Die Staatliche Plankommission ist 
für die proportionale Entwicklung der Volkswirtschaft 
sowie für die komplexe und regionale Koordinierung 
der wichtigsten volkswirtschaftlichen Aufgaben verant­
wortlich. Die Abschaffung der Industrieministerien und 
die Übertragung der grundsätzlichen Aufgaben der Pla­
nung und Kontrolle an die Staatliche Plankommission 
gewährleisten eine einheitliche Leitung und Verminde­
rung der Ressortwirtschaft. Während bisher die Koordi­
nierung fast nur zentral geschah, erfolgt sie jetzt auch 
durch die Wirtschaftsräte in den Bezirken.

Das Neue besteht also darin, daß die Ausarbeitung 
des Volkswirtschaftsplanes auf der Grundlage der Vor­
schläge der Betriebe, der Vereinigungen Volkseigener 
Betriebe und der Wirtschaftsräte der Bezirke erfolgt. 
Durch dieses System wird der Planungsweg verkürzt 
und gewährleistet, daß bei der Ausarbeitung der Plan­
vorschläge die Erfahrungen der Werktätigen in den 
Betrieben, Städten und Gemeinden soweit wie möglich 
berücksichtigt werden. Die Wirtschaftsräte der Bezirke 
haben jetzt die Verpflichtung, einen exakten Wirt­
schaftsplan des Bezirks auszuarbeiten, der die bessere 
Ausnutzung- der Reserven und die bessere Kontrolle 
der Durchführung des Planes gewährleistet. Die früher 
bei der Planung vorhandene ressortmäßige Aufsplitte­
rung der Arbeit wird jetzt weitgehend überwunden. 
Bisher haben die Räte der Bezirke ihre Aufgaben aus 
dem bestätigten Volkswirtschaftsplan von der Staat­
lichen Plankommission und darüber hinaus detaillier­
tere Pläne von den Ministerien erhalten. Von den zen­
tralgeleiteten Betrieben erhielten die örtlichen Organe 
lediglich Kenntnis über einige wenige Plankennziffem. 
Die Ausschaltung der verantwortlichen Mitarbeit der 
örtlichen Organe bei der Vorbereitung des Planes wirkte 
sich besonders bei der Planung der landwirtschaftlichen 
Aufgaben ungünstig aus. Die in den einzelnen Bezirken 
vorhandenen Reserven konnten bei Anwendung der 
bisherigen Methode nicht erschlossen und nicht erfaßt 
werden.

Wir wollen also eine straffe Leitung der Planung 
durch die Staatliche Plankommission über die Vereini­
gungen Volkseigener Betriebe, die Wirtschaftsräte der 
Bezirke und die Plankommissionen bei den Räten der 
Kreise herbeiführen. So wird die Rolle und Verantwor­
tung der Planungsorgane erhöht. Das erfordert die Stär­
kung der Planungsorgane in den Bezirken und Kreisen 
mit qualifizierten Kräften, die über größere Erfahrun­
gen beim Aufbau des Sozialismus und auf dem Gebiet 
der Planung verfügen.

Die nationale Bedeutung der 
weiteren Festigung der volksdemokratischen Ordnung

Die weitere Entwicklung der volksdemokratischen 
Ordnung, die Vervollkommnung der Arbeit des Staats­
apparates und die Änderung des Arbeitsstils sind von 
großer nationaler Bedeutung. Infolge der Spaltungs­
politik, die von den USA und den herrschenden politi­
schen Kreisen in Westdeutschland betrieben wurde, 
bestehen zwar heute zwei deutsche Staaten; aber das

bedeutet nicht, daß zwischen der Entwicklung in diesen 
beiden Staaten eine Mauer stände, daß die Entwicklung 
in dem einen Staat nicht die Entwicklung in dem an­
deren beeinflußt. Die gesamte Entwicklung im Welt­
maßstab wirkt direkt auf Deutschland. Die Änderung 
des Kräfteverhältnisses in der Welt zugunsten der So­
wjetunion und der Staaten des Sozialismus und die 
Gewinnung der Mehrheit der Bevölkerung der Welt für 
die Politik des Friedens beeinflussen unmittelbar die 
Entwicklung in Deutschland. Jede Verschärfung der 
allgemeinen Krise des Kapitalismus und jeder Erfolg 
der Sowjetunion und der Staaten des sozialistischen 
Lagers im friedlichen Wettbewerb mit den kapitalisti­
schen Staaten wirken besonders stark in Deutschland, 
weil hier in einem Lande der Kampf zwischen den 
friedliebenden Kräften und den imperialistischen Kräf­
ten, zwischen den Anhängern der Schaffung einer 
atomwaffenfreien Zone und den Anhängern der Atom­
kriegspolitik geführt wird. Die Lebensinteressen unseres 
deutschen Volkes lassen sich trotz aller Anstrengungen 
der NATO-Politiker nicht trennen. Sie sitehen im 
Widerspruch zu den egoistischen Interessen der west­
deutschen Rüstungskapitalisten und Revanchepolitiker.

Das Gesetzeswerk, das in der Volkskammer zur Be­
ratung steht, ist von großer Bedeutung für die Siche­
rung des Friedens, denn es dient der weiteren Stärkung 
der volksdemokratischen Ordnung.

Wenn heute in Westdeutschland und Westeuropa die 
Mehrheit des Volkes für eine atomwaffenfreie Zone ist, 
so ist das auf die konsequente Friedenspolitik der 
Sowjetunion zurückzuführen, aber auch darauf, daß die 
Arbeiterklasse und die Bevölkerung der DDR die Deut­
sche Demokratische Republik zur Bastion des Friedens 
gemacht haben. Von der DDR geht der Friede aus!'

Wenn heute in Westdeutschland die breitesten 
Kreise der Bevölkerung die Adenauer-Regierung als 
Störer des Friedens erkennen, so deshalb, weil jeder Be­
wohner Westdeutschlands einen unmittelbaren Ver­
gleich zwischen den realen Friedensvorschlägen der 
Volkskammer und der Regierung der DDR und der 
Politik der militaristischen Kreuzritter in Bonn ziehen 
kann.

Wenn heute in Westdeutschland breiten Massen klar 
wird, daß Adenauer durch die Angliederung West­
deutschlands an die NATO Deutschlands Spaltung ver­
tieft hat, so deshalb, weil die Vorschläge der Regierung 
der Sowjetunion und der Deutschen. Demokratischen 
Republik 1949 und 1952 sowie die Vorschläge über die 
Bildung einer Konföderation, eines Staatenbundes der 
beiden deutschen Staaten, bekannt sind. Diese Vor­
schläge zeugen von einer geduldigen Politik, die auf 
Verständigung, auf Sicherung des Friedens, auf die 
Wiedervereinigung Deutschlands zu einem friedlieben­
den, demokratischen Staat gerichtet ist.

Wenn der Bevölkerung in Westdeutschland klar wird, 
daß Adenauers Atomkriegsdiplomatie auf die Sowjet­
union und die DDR keinen Eindruck macht, so deshalb, 
weil zur .Zeit der Ereignisse in Ungarn und Polen sich 
die Standhaftigkeit der Arbeiterklasse und der Mehrheit 
der Werktätigen, in der DDR erwiesen hat. Den Men­
schen in Westdeutschland ist klar geworden, daß es nie­
mals gelingen wird, ins Lager der sozialistischen Staaten 
einzubrechen. Die Versuche, die DDR von innen herabs 
zu unterminieren, sie aufzuweichen, sind im Ergebnis 
der Beschlüsse der 30. Tagung des Zentralkomitees der 
SED, der Nationalen Front und der darauf folgenden 
Maßnahmen als endgültig gescheitert anzusehen.

Wenn sich gegenwärtig in Westdeutschland eine 
Volksbewegung für eine atomwaffenfreie Zone, für die 
Sicherung des Friedens entwickelt, so deshalb, weil den 
Menschen klar wird, daß die imperialistische Politik der 
Adenauer-Regierung das deutsche Volk ins Unglück 
treibt. Das Bemühen Adenauers, den Bankrott dieser 
Politik bis zu seinem Tode zu verschleiern, ist miß­
lungen; denn die Bevölkerung in Westdeutschland sieht 
das neue Kräfteverhältnis in der Welt und findet die 
Friedensvorschläge der Sowjetunion sympathischer als 
die Stationierung von Atomwaffen und Raketen in 
Westdeutschland.

Wenn die Arbeiterklasse und breite Kreise der Werk­
tätigen in Westdeutschland mit Sorge in die Zukunft 
blicken, so deshalb, weil das „Wirtschaftswunder“ sich
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